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Bern

Janina Gehrig
Diesmal ist er mit seiner Beschwerde ab-
geblitzt. Vergeblich hatte Stadtrat Luzius 
Theiler verlangt, dass das Berner Stimm-
volk darüber befinden kann, ob die Stadt-
regierung neue Computer und Laptops 
anschaffen dürfe. Theilers Beschwerde 
kam zu spät («Bund» von gestern). Jetzt 
sitzt der 73-Jährige im Restaurant Rat-
hauskeller und rührt seelenruhig mit dem 
Löffel in seinem Kaffee. Die Beschwerde 
sei wegen einer Formfrage abgewiesen 
worden. «Dennoch habe ich damit eine 
Diskussion angestossen», sagt er. 

Theiler, der Querulant
Kaum einer hat so viel Erfahrung mit Op-
positionspolitik wie Luzius Theiler. Be-
reits zum dritten Mal und seit insgesamt 
27 Jahren sitzt er im Berner Stadtrat, für 
die Grüne Partei Bern (GPB-DA), die er 
einst unter dem Namen Demokratische 
Alternative gegründet hatte. Dazwischen 
war er 14 Jahre lang im Grossen Rat, da-
von 4 Jahre für den LdU. Mit unzähligen 
Beschwerden, kritischen Vorstössen 
und ausführlichen Voten hat er sich den 
Ruf eines Verhinderers erworben. Thei-
ler, der Querulant; Theiler, das «Enfant 
terrible»; Theiler, der «Felsblock unter 
den Wendehälsen», der beharrlich an 
seinen Überzeugungen festhält: So 
wurde er in der Presse beschrieben. 

Theiler kämpfte gegen das Projekt 
Waldstadt Bremer, gegen den Seilpark 
im Dählhölzliwald, gegen die Kunstra-
senfelder auf der grossen Allmend. Un-
ermüdlich setzt er sich dafür ein, dass 
«das Land nicht verschwendet wird». Auf 
den Plan gerufen wird er auch immer 
dann, wenn er die Grundrechte in Ge-
fahr sieht – etwa, wenn es um Verbote im 
öffentlichen Raum geht. Dabei gehe es 
oftmals auch nur darum, die «Achse der 
Diskussionen etwas zu verschieben». 
Dies gelinge umso besser, «wenn man die 
Dinge mit einer gewissen Radikalität an-
geht», sagt er. Theiler nimmt seine Lese-
brille von der Nase und schmunzelt. 

Sein letzter Erfolg liegt nur wenige 
Wochen zurück. Theiler hatte gegen die 
städtisch subventionierten, aber teuren 
Wohnungen am Centralweg opponiert. 
Seine Motion, die den Kreditbeschluss 
des Stadtrats für den «Prestige-Bau» auf-
heben soll, wurde gutgeheissen. Manch-
mal seien leider Skandale nötig, damit 
Fortschritte möglich seien, sagt er. So 
etwa, als das Bundesgericht auf sein Be-
treiben hin feststellte, dass der Kanton 
Bern dreissig Jahre lang eine verfas-
sungswidrige Finanzierungspraxis für 
den Strassenbau betrieben hatte. Das 
war 1979. Theiler bezeichnet dies als sei-
nen grössten politischen Erfolg. 

Der Lehrer war Naturschützer
Theiler, der in Kaliningrad geboren 
wurde und als Vierjähriger mit seiner 
Familie in die Schweiz zurückkehrte, 
ist als Primarschüler politisiert wor-
den. «Mein Lehrer war Naturschützer.» 
Für die Rhein au-Initiative, die den 
Schutz der Flusslandschaft Rheinau 
zum Ziel hatte, sammelte er erstmals 

Unterschriften. Kinderbücher interes-
sierten ihn nicht. Lieber las er die 
Hefte, die sein Vater für einen Fünfli-
ber von verschiedenen Organisationen 
erhielt – am liebsten die Zeitschrift der 
Internationale der Kriegsdienstgegner. 
Als 16-Jähriger sass er im Jugendparla-
ment. Seine erste Stelle beim Eidgenös-
sischen Statistischen Amt verlor er, 
weil er bei der «Junkere 37» aktiv war, 
einem nonkonformistischen Diskus-
sionszirkel. 

Mit allen zusammenarbeiten
Theiler sagt, er habe grosse Achtung vor 
Menschen , die sich beharrlich für etwas 
einsetzten. «Leute, die so laut reden, 
dass man sie hört, auch wenn ihnen das 
Mikrofonkabel durchschnitten wird.» Er 
nennt den Bieler SP-Nationalrat und 
Kriegsdienstverweigerer Arthur Villard. 
Oder den Umweltschützer Franz Weber, 
als dessen Sekretär er einst arbeitete. 
Nicht zuletzt habe sein verstorbener 
Parteikollege Daniele Jenni grossen Ein-
fluss auf ihn gehabt. «Von ihm lernte ich, 
mit juristischen Mitteln etwas zu verän-
dern.» Schliesslich komme er sich nicht 
wie ein Aussenseiter vor. «Ich bin in 
einer wahnsinnig privilegierten Position 
im Stadtrat. Ich gehöre keiner Fraktion 
an und kann mit allen zusammenarbei-
ten», sagt der studierte Soziologe. Die 
Kehrseite davon: Ihm standen nicht alle 
Türen offen. «Nationalrat wäre ich gerne 
geworden. Und fast hätte es für den Ge-
meinderat gereicht.» 

Höflich, angenehm und verbissen
Ist er mit den Jahren kompromissberei-
ter geworden? «Vielleicht arbeite ich 
heute besser mit anderen zusammen.» 
Als höflich und angenehm wird er zu-
mindest von Stadtratskollege und FDP-
Fraktionspräsident Bernhard Eicher be-
zeichnet. «In der Sache aber ist er hart-
näckig und verbissen», sagt Eicher. Zu-
weilen bringe er ihn und seine Parteikol-
legen aber zum Schmunzeln: «Oft stellen 
wir fest, dass er mit seinen formalen Ein-
wänden recht hat.»

GFL-Stadtrat Manuel C. Widmer, der 
selbst einmal in Theilers Partei war und 
mit dessen EU-kritischer Haltung nicht 
einverstanden war, sagt: «Ich bewundere 
ihn für seine Ausdauer und schätze seine 
intellektuellen Akrobatikstücke im Stadt-
rat», sagt Widmer. «Theiler hat einen ge-
sunden Fundamentalismus, der von 
links bis rechts immer wieder auf Zu-
stimmung stösst.» Natalie Imboden, Prä-
sidentin Grünes Bündnis Bern und ehe-
malige Stadtratskollegin von Theiler, 
nimmt diesen als Einzelkämpfer wahr. 
«Die Frage, ob er in unserer Partei poli-
tisiert, hat sich nie gestellt.» Vor allem in 
der Wohnbaupolitik beständen Differen-
zen. «Theiler vertritt eine bewahrende 
Linie, während wir uns für nachhaltiges 
Bauen einsetzen», sagt sie. 

Theiler setzt seine Lesebrille wieder 
auf. Ans Aufhören habe er auch schon 
gedacht. «Ich sitze gerne am Meer.» 
Doch momentan habe er noch genug zu 
tun in Bern.

Der Einzelkämpfer hat noch viel vor
Mit seiner jüngsten Beschwerde hatte Stadtrat Luzius Theiler keinen Erfolg. Aber oft geht es ihm sowieso nur darum, Diskussionen 
anzustossen. Sieht er den Landschaftsschutz oder die Grundrechte in Gefahr, setzt der 73-Jährige zuweilen zu langen Reden an. 

Oppositionspolitiker seit eh und je: Stadtrat Luzius Theiler (GPB-DA). Foto: Manu Friederich

Die Stadt Bern berappt 
weiterhin einen Grossteil 
der Kosten der Agglomera-
tion. Dies bestätigt eine neue 
Studie des Bundes.

Sebastian Meier
Wenn ein Belper nach Bern pendelt, ein 
Ostermundiger das Stadttheater be-
sucht, ein Muriger an der Uni studiert 
oder ein Könizer vor dem Bundeshaus 
demonstriert, fallen Kosten an. Bezah-
len muss die Stadt Bern, welche die Inf-
rastrukturen und Angebote mitfinan-
ziert. Die Steuern werden aber in der 
Wohngemeinde bezahlt. Die Stadt ist so-
mit innerhalb der Agglomeration syste-
matisch benachteiligt. Dies bestätigt 
eine gestern publizierte Studie des Bun-
desamtes für Raumentwicklung (ARE). 

Tatsächlich muss die Stadt Bern laut 
Jürg Blattner, Chef der Sektion Agglome-
rationspolitik beim ARE, in praktisch al-

len wichtigen Bereichen tiefer in die Ta-
sche greifen als die anderen Gemeinden 
im Kanton. Besonders ins Gewicht fallen 
diese Unterschiede in der Bundesstadt 
Bern bei der öffentlichen Sicherheit. 
Gegenüber dem kantonalen Schnitt 
müsse die Stadt hier bis zu siebenmal 
mehr Geld in die Hand nehmen. Auch 
bei anderen Posten wie dem Verkehr 
oder der Gesundheit bezahle die Stadt 
ein Mehrfaches.

Pro Kopf gerechnet fallen in Bern so-
mit 800 Franken mehr Kosten an als im 
kantonalen Mittel. Zwar liege Bern da-
mit unter den Werten von Genf, Zürich 
oder Lausanne. Trotzdem müsse dieses 
Problem auch in der Bundesstadt ange-
gangen werden, findet Blattner. Agglo-
merationen müssten sich verstärkt als 
vielseitig vernetzte «Funktionsräume» 
verstehen – nicht als Klüngel sauber ab-
getrennter Gemeinden.

Immerhin können Städte wie Bern 
oder Zürich insbesondere dank den ju-
ristischen Personen auch auf vergleichs-

weise hohe Steuereinnahmen vertrauen. 
Und auch bei den natürlichen Personen 
lässt sich feststellen, dass die Stadt bei 
kaufkräftigen Schichten wieder im Trend 
liegt. Doch auch bezüglich der Steuer-
einnahmen gibt es Kehrseiten. Weiter-
hin kämpfen Kernstädte mit der soge-
nannten A-Stadt-Problematik: auch Aus-
zubildende, Asylbewerber, Ausgesteu-
erte, Alte oder Arme sind in urbanen 
Zentren überdurchschnittlich vertreten. 
Diese Bevölkerungsgruppen verursa-
chen eher weitere Kosten, als dass sie 
zusätzliches Steuersubstrat generieren 
würden. 

Keine Trendwende erkennbar
Selbst die bisher verlässlichen Einnah-
men der juristischen Personen könnten 
in Kürze einbrechen. Laut einer Mittei-
lung der Stadt könnte die Unternehmens-
steuerreform III zu Mindereinnahmen 
von bis zu 35 Millionen Franken führen.

Der Ausweg aus dem bereits heute be-
stehenden strukturellen Defizit führt 

meistens über höhere Steuern. Gegen-
über den angrenzenden Gemeinden 
weisen grössere Kernstädte wie Bern in 
der Regel einen um zwei bis vier Prozent 
höheren Steuersatz auf. Bei kleineren 
Zentren wächst dieser Graben sogar auf 
10 bis 13 Prozent.

Eine Trendwende gegenüber der letz-
ten Studie aus dem Jahr 2002 sieht Jürg 
Blattner vom ARE nicht. Heute bestün-
den aber auf verschiedenen Ebenen Ins-
trumente gegen die Kostenschere. Das 
sei «nur ein erster Schritt», ist er über-
zeugt. Immerhin habe sich die steuerli-
che Kluft zwischen der Stadt und den 
restlichen Gemeinden in den vergange-
nen Jahren kaum weiter geöffnet. Wor-
auf dies zurückzuführen sei, könne aber 
nicht mit Bestimmtheit eruiert werden. 
Mögliche Ursachen sind laut Blattner 
auch das Bevölkerungswachstum oder 
das Wirtschaftswachstum, welche mehr 
Steuereinnahmen brachten. 

Derweil sei unbestritten, dass die re-
lativen Kosten für die Städte gerade in 

den Bereichen der sozialen und öffentli-
chen Sicherheit weiter anstiegen. 

Schmidt sieht Handlungsbedarf
«Ich freue mich, dass es diese Studie 
gibt», sagt der Stadtberner Finanzdirek-
tor Alexandre Schmidt (FDP) auf An-
frage. Die Resultate kämen für ihn zwar 
nicht überraschend. Dennoch leite sich 
daraus ein «doppelter Handlungsbe-
darf» ab. Der kantonale Finanz- und Las-
tenausgleich (Filag) und der Nationale 
Finanzausgleich (NFA) müssten im Sinne 
der Kernstädte «justiert» werden. In 
Biel, Thun und Köniz sei er derzeit im 
Gespräch mit Verbündeten in diesen 
Forderungen. Aber auch innerhalb der 
Agglomeration Bern dürfe die Verweige-
rungshaltung einiger Gemeinden im 
Falle der Stadttheatersanierung nicht 
zum Regelfall werden. «Die Grenzen 
sind verwischt, die Gemeinden vermi-
schen sich», sagt Schmidt. Entsprechend 
brauche es neue Wege zu einer gemein-
samen Verantwortung.

Tiefe Steuern am Stadtrand – hohe Kosten für die Stadt


